
Nachschlagewerks ja 
BGrHZs nein

33GB § 909

a) Ein Bauherr kann, wenn er vor Ausschachtungsarbeitcn 
von dem Nachharn auf besondere, den Bestand dessen 
Hauses drohende Gefahren hingewiesen wurde, verpflich­
tet sein, auf einer Untersuchung der Bodenverhält­
nisse zu bestehen.

b) Zu den Aufgaben des bauleitenden Architekten bei 
Ausschachtungsarboiten gegenüber einem eigenmächtigen 
Bauherrn.

BGH, Urt. v. 27o Juni 1969 - V ZR 41/66 - OIG Köln
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Der Vo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 13« Juni 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Augustin und der 
Bundesrichter Dr0 Mattem, Hill? Offterdinger und 
Dr« Grell

für Recht erkannt:

Die Revisionen gegen das Urteil des 
IQ, Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Köln vom 17. Januar 1966 werden auf 
Kosten der Beklagten als Gesamtschuldner 
zur üc kge wiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Im März und April 1963 ließ der Beklagte zu 1) dio 
die ganze Breite des Grundstücks einnehmende Baugrube 
des von ihm als Bauherrn auf dem Grundstück K 0 H B -  
Straße 0  in G f l H H H H I  errichteten mehrstöckigen Ge­
schäftshauses (2. Bauabschnitt) ausheben, Der Beklagte 
zu 2) war bauleitender Architekt9 der in erster Instanz 
(als Beklagter zu 3) mitverklagte Bauunternehmer M M B B  
mit der Ausführung der Bauarbeiten beauftragt. Die Klä­
ger sind Eigentümer des südlich angrenzenden bebauten 
und im rechten Winkel zur Straße ansteigenden Grund­
stücks Kaiserstraße 6 bis 8 . Dieses Grundstück ist mit 
einem 1887 errichteten und 1907 ergänzten Wohn- und Ge­
schäftshaus bebautj dessen nördliche, dem Grundstück
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Nr, 10 zugekehrte Giebelwand an der Straßenseite 1,30 m 
und an der Rückseite etwas weiter von der Grundstücks­
grenze entfernt steht. Dieses Haus ist nur im rückwär­
tigen 'feil, nicht jedoch im vorderen Teil unterkellert. 
Der Kläger zu 2) teilte dies dem Beklagten zu 1) am 
22o Februar 1963 schriftlich unter gleichzeitiger An­
kündigung von Ersatzansprüchen wegen etwaiger durch die 
bevorstehende Ausschachtung ausgelöster Schäden mit« Der 
Grund beider Grundstücke ist im wesentlichen felsig, 
straßenwärts stand jedoch beiderseits der Grenze Lehm­
boden an, etwa in der Form eines Kegels mit der Spitze 
ziemlich an der Straße.

Am 18. April zeigte der Kläger zu 2) dem Zeugen 
I'üdB als dem zuständigen Bearbeiter des Bauaufsichts­
amts die Bildung von Rissen am Haus an» Möller gab dem 
Beklagten zu 1) am selben Tag und am anderen Tag (Frei­
tag, den 19» April) ihm und dem Beklagten zu 2) an der 
Baustelle auf, weiteres Ausschachten an der mit Lehm 
bestandenen Ecke zu unterlassen und einen Sicherungs­
verbau zu errichten. Mangels hinreichender Sicherungs- 
maßnahmen wurde der Bau nach erneuter Besichtigung der 
Baugrube am 22. April erneut stillgelegt und den Klä­
gern das Betreten der gefährdeten Räume in ihrem Hause 
verboten. Da trotzdem die Grube weiter ausgehoben wurde, 
erließ das Bauaufsichtsamt am 26. April 1963 eine er­
neute OrdnungsVerfügung mit genauer Bezeichnung der 
notwendigen Sicherungsraaßnahmen.

Die in diesem Zeitpunkt am Hause der Kläger aufge­
tretenen Schäden sind nach Umfang und Ursache bestrit­
ten» Sie waren Gegenstand der von den Klägern gegen den



Beklagten zu 1) und den Bauunternehmer AflBi eingelei­
teten Beweissicherungsverfahren (1 B 5/63 AG G f l i -  
^■1: Gutachten des Dipl,-Ing» KflHI vom 23« Mai und 
6 » Juni 19653 Gutachten des Architekten Hans Funcke 
vom 50 „ Mai 1965; 1 H 14/65 AG Gutachten
des Diplo-Ingo K f l B  vom 8 0 August 1965) und eines 
Beweissicherungsverfahrens des Beklagten zu 1) gegen 
die Kläger (1 H 9/65 AG Gutachten des
Dipl.-Ing. H f l B ) .  Der Beklagte zu 2) legte am 5o Mai 
1965 die Bauleitung nieder«

Mit der im Juli 1963 erhobenen Klage haben die Klä­
ger beantragt, festzustellen, daß die Beklagten ^in 
erster Instanz zusammen mit dem Unternehmer als
Beklagten zu 3) als Gesamtschuldner zum Ersatz allen 
Schadens verpflichtet sind, der durch, die Ausschach­
tungsarbeiten beim Bauvorhaben des Beklagten zu 1) an 
ihrem Grundstück entstanden ist oder in Zukunft noch 
entstehen wird.

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen«

Das Landgericht hat der Klage gegenüber den Beklag­
ten zu 1) und 2) entsprochen, die Klage gegen M( 
jedoch abgewieseno

Die Berufung der beiden Beklagten blieb ohne Er­
folg. Der Beklagte zu 2) hat dem früheren Beklagten zu 3) 
den Streit verkündet, der jedoch keiner der Parteien 
beigetreten ist.

Mit den Revisionen erstreben die Beklagten weiter
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die Abweisung jeweils der gegen sie gerichteten Klage* 
Die Kläger beantragen, die Revisionen zurückzuweisen

Entscbeidungsgründe ?

I.

Das Berufungsgericht hält auf Grund der Zeugenaus­
sagen im Prozeß und den Erklärungen der Sachverständigen 
in den verschiedenen Beweissicherungsverfahren für er­
wiesen, daß das Haus der Kläger vor der Ausschachtung 
keine nennenswerten Schäden aufgewiesen habe, daß aber 
während dieser Schachtarbeiten neue Risse von erheb­
lichem Ausmaß aufgetreten seien, daß sich alte Risse 
stark vergrößert hätten und das Haus gerade zu diesem 
Zeitpunkt in Bewegung gewesen sei« Die Zeugen (Dipl.-Ing, 
Baude, Architekt Do^BHB? Stadtbauinspektor !'!■■) 
sowie die Sachverständigen (Dipl*-Ingo Archi­
tekt Dipl. -Ing. R( ■■■■) hätten alte Haarrisse
festgestellt, keiner der Sachverständigen und Zeugen habe 
aber auch nur einen Anhaltspunkt dafür gegeben, daß es 
sich, hierbei um Schäden gehandelt habe, die die Stand­
festigkeit des Hauses der Kläger auch nur in geringster 
Weise beeinträchtigt hätten. Vielmehr habe insbesondere 
der Sachverständige KWKKB mehrfach und glaubhaft darauf 
hingewiesen, daß er an dem Hause keine schon vor den 
Ausschachtungsarheiten vorhandenen Schäden konstruk­
tiver Art habe feststellen können« Auf dieselben Be­
weismittel und auch, auf die Lebenserfahrung stützt der 
latrichter die weitere Feststellung, daß die Ausschach­
tung dem Grundstück der Kläger die notwendige Stütze
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entzogen habe,, Ziemlich übereinstimmend hätten die 
sachverständigen Zeugen zum Ausdruck gebracht, daß nach 
ihrer Ansicht die Ausschachtung die Ursache der neuen 
Schäden gewesen sei. Von keinem der sachverständigen 
Zeugen und der Sachverständigen sei in Zweifel gezogen 
worden, daß das Haus deshalb abgerutscht sei, weil der 
Boden infolge der Vertiefung nachgegeben habe; überein­
stimmend seien sie vielmehr alle davon ausgegangen, daß 
das Haus bei vorsichtigerem Ausschachten verbunden mit 
gleichzeitigen Sicherungen der Baugrube und einem Un­
terfangen des Hauses keine Schäden erlitten hätte.

Der Beklagte zu 1), führt das Berufungsgericht wei­
ter aus, sei der ihm nach. § 909 BGB als Bauherrn gegen­
über den Grundstücksnachbarn obliegenden Verantwortung 
nicht dadurch ledig geworden, daß er die Leitung und 
Ausführung der Bauarbeiten auf seinem Grundstück einem 
bewährten Architekten und leistungsfähigen Bauuntor­
nehmer übertragen babe. Bas Schreiben des Klägers zu 2) 
(Hinweis auf Nicbtunterkellorung des Vorderteils seines 
Hauses) und die offenkundige Gefährdung der in unmit­
telbarer Habe stehenden Giebelwand durch die 3,5 m tief 
vorgesehene Baugrube hätten ihn nicht nur zur Unter­
richtung des Architekten und des Bauunternehmers über 
die Bauverhältnisse des Nachbarhauses veranlassen müs­
sen, er hätte vielmehr bei deren ihm offenkundig man­
gelhafter Prüfung selbst auf der Untersuchung der Boden­
verhältnisse bestehen müssen. Sodann hätte er darauf 
dringen müssen, daß dem ihm bekannten Rat des Stati­
kers Funken (abschnittsweise Ausschachtung mit ent­
sprechendem abscbnittsweisem Verbau oder Fundamentie­
rung) gefolgt werde; er hätte nicht zulassen dürfen, 
daß nach dem Eintritt der ersten Schäden und entgegen
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dem baupolizeilichen Verbot (19= April 1963) cm der ge­
fährdeten Ecke (lehmkegel) ohne Absicherung weiter aus­
geschachtet wurde (hierbei zugunsten des Beklagten zu *') 
unterstellt3 nicht er selbst habe gesondert ein ge stell­
ten Arbeitern den Auftrag zur weiteren Ausschachtung am 
lehmkegel gegeben). In diesem Zeitpunkt hätte er viel­
mehr die weitere Ausschachtung untersagen und dafür 
Sorge tragen müssen« daß die Baugrube sofort wirksam ab­
gesichert werde und das gefährdete Haus eine tragende 
Stützung erhalte. Um diese Sicherung habe sich der Be­
klagte zu 1) überhaupt nicht bemüht. Eestgostellterfaßen 
sei erst am 22. April 1963 ein Sicherungsverbau erstellt 
worden« der jedoch noch, unzulänglich gewesen sei; erst 
die 2 Tage später erstellte Spundwand habe damals die 
Bewegung im Haus der Kläger zum Stillstand gebracht 
(So 23 BU)o Es sei sogar darüberbinaus erwiesen., daß 
er selbst die Arbeitskräfte zu der während des unge­
sicherten Zustands ausdrücklich verbotenen Ausschachtung 
am lehmkegel eingesetzt habe.

Die Ersatzpflicht des Beklagten zu 2) ergebe sich 
aus § 823 Abs. 2 in Verbindung mit § 909 BGB und §§27 
Abs. 2? 71j 57 der Bauordnung für das land Nordrhein- 
Westfalen vom 25. Juni 1962 (GVNW 1962 P 373) - BauONY/ 
er habe die ihm als bauleitendem Architekten auferleg­
ten Sorgfaltspflicbten bei der Ausschachtung insofern 
nicht erfüllt3 als er zugelassen habe« daß die Aushub­
arbeiten in einer den Regeln der Baukunst nicht ent­
sprechenden Weise durchgeführt worden seien. Er habe 
vor Beginn der Bauarbeiten die erforderliche und ihm 
obliegende ordnungsgemäße Prüfung der Gründungsverhält- 
nisse des Nach.bauhauses und der Bodenbeschaffenheit im
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G-renzbereich unterlassen; 3odann habe er .jedenfalls 
mangels hinreichender Überwachung der Baustelle und 
Durchsetzung seiner Anweisungen die ungesicherte Aus­
schachtung im Bereich des Behmkegels nicht verhindert0 
Schließlich habe er sich um die angeordneten Sicherung« 
maßnahmen nur in unzureichender Weise bemüht; hätte er 
selbst auf der Baustelle die notwendigen Anweisungen 
erteilt, so wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit bereits 
der erste Sicberungsverbau tragend und stabil ausge­
führt worden und die Bewegung des Hauses damit nicht 
erst am 25 * April 1965 zum Stillstand gebracht worden0

I I o

Die Revisionen beider Beklagten sind nicht begründet«

1„ Allerdings weist die Revision des Beklagten zu 1) 
insofern einen Widerspruch in dem angefochtenen Urteil 
auf5 als das Berufungsgericht den vom Beklagten zu 1) 
angetretenen Zeugenbeweis dafür, daß er niemals selbst 
Aufträge für Ausschachtungsarbeiten erteilt habe, für 
unerheblich hält, gleichwohl aber an anderer Stelle fest­
stellt, die schadensursächlichen und verbotenen Aus­
schachtungsarbeiten habe der Beklagte zu 1) durch von 
ihm selbst eingesetzte Arbeitskräfte vornehmen lassen 
und er selbst habe sich, um die Fortführung dieser Ar­
beiten bemüht, nicht dagegen seien diese von Arbeitern 
des Bauunternehmers durchgeführt worden, Auf dieser Un­
stimmigkeit beruht jedoch, das Urteil nicht, da die Fest­
stellungen über sein anderweitiges Verhalten ohne Ver­
fahrensverstoß getroffen worden sind und dieses Ver­
halten zutreffend als pflichtwidrig gewürdigt worden 
ist*
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Die Rügen der Revision gehen vornehmlich dahin 
das Berufungsgericht habe bei der rechtlichen Würdigui.g 
des Verhaltens des Beklagten zu 1) die an einen Bau­
herrn zu stellenden Anforderungen in jeder Hinsicht 
überspannt» Dies ist jedoch, nicht der Ball»

Es ist nicht ersichtlich, daß das Berufungsgericht 
die seitherigen erfolgreichen Arbeiten des Beklagten 
zu 2) und des Unternehmers t f B B H  sowie deren seit­
herige reibungslose Zusammenarbeit, insbesondere auch 
die sichere Ausschachtung im vorbereitenden ersten Bau­
abschnitt des hier in Rede stehenden Bauwerks, über­
sehen hätte» Auch hat das Berufungsgericht entgegen der 
Revision zugunsten des Beklagten zu 1) unterstellt, daß 
der Beklagte zu 2) und M d B  die vom Statiker Eunicen 
vorgeschlagene Arbeitsweise im Hinblick auf das Pels- 
vorkommen nicht mehr notwendig gehalten hatten» Dafür, 
daß der Beklagte zu 1) auch, als Laie sich, hier nicht 
ohne weiteres auf die "Ansichten" beider beauftragter 
Fachleute habe verlassen dürfen, und zwar sowohl hin­
sichtlich. der vorherigen Prüfung der Bodenverhältnisse 
als auch, der Art und Weise der Ausschachtung im Be­
reich des Lehmkegels und der Durchführung der Siche- 
rungsraaßnahmen nach dein Eingreifen des Bauaufsichts­
amts, ist nach der Meinung des Berufungsgerichts der 
Umstand entscheidend, daß die den Plait des Nachbar- 
grundStücks gefährdenden Verhältnisse bei einer Aus­
schachtung von 3,5 m Tiefe schon von Anfang an durch 
den Brief des Klägers zu 2), später durch, den Hinweis 
des Statikers durch, das erkennbar mangelnde
Vertrautsein des Architekten und des Bauunternehmers 
mit dem maßgebenden Sachgebiet und schließlich, durch
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die ausdrücklichen Hinweise und Anordnungen der Baupoli­
zei auch einem Laien offenkundig geworden waren.» Biese 
V/ürdigung ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden.. 
Wenn ein Bauherr der ihm nach § 909 BGB aufgegebenen 
Sorgfaltspflicht (BGH VersR I960, 8249 Urteil vom 
17« Mai I960, VI ZR 117/59) oft schon dadurch genügt, 
daß er einen fachkundigen und zuverlässigen Architek­
ten und einen solchen Unternehmer mit der Durchführung 
der Arbeit beauftragt (VersR 1964, 412, Urteil vom 
28. Januar 1964, VI ZR 31/63)? so kann dies doch nicht 
immer angenommen werden (vgl. RGZ 132, 51, 58 f)« Von 
einem Laien kann in der Regel zwar nicht erwartet wer­
den, daß er Mängel und Fehler wahrnimmt, die nur einem 
sachkundigen Beobachter erkennbar sind; der Bauherr 
darf jedoch nicht einfach alles dem Architekten und 
Bauunternehmer überlassen (BGH NJW I960, 335)« Liegt 
etwa, wie hier, in den Gründungsverhältnissen des nahe 
gelegenen Uachbargebäudes eine besondere Gefahrenlage 
vor, auf die der Bauherr zuvor aufmerksam gemacht wor­
den ist, und kann die Gefahr auch von einem Uicbtfach- 
raann unter den gegebenen Umständen erkannt und abge­
stellt werden, so bleibt der Bauherr im Hinblick auf 
diese Gefahrenlage zur Aufsicht und notfalls zum Ein­
greifen verpflichtet (vgl. BGH VersR 1954, 364, 365? 
Urteil vom 26. Mai 1954» VI ZR 4/53)« Biese Voraus­
setzungen sind hier festgestellt.

Die Revision des Beklagten zu 1) ist schließlich 
der Ansicht, die Kläger treffe angesichts der unzu­
reichenden Gründung sowie des Zustandes der Ziegel­
steine und Holztcile ihres Hauses ein mitwirkendes 
Verschulden an der Entstehung der durch die unsach­
gemäße Ausschachtung verursachten Schäden. Auch sei.,
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■bringt sie in diesen Zusammenhang weiter vor, unter Be­
weis gestellt worden;, daß das Bauaufsichtsamt die Klä­
ger bereits im April 1963 auf gef ordert habe«, ihr Haus 
zu unterfangen; die Kläger hätten sich -jedoch, überhaupt 
nicht darum bemüht, eine Unternehmung ausfindig zu 
machen, um diese Abstützung durchzuführen. Auch diese 
Rügen haben keinen Erfolg, Erforderlich, ira Sinn des 
§ 309 BGB ist die Stütze für den Boden des Nachbar­
grundstücks auch, dann, wenn das darauf stehende Gebäude 
Besonderheiten aufweist, die das Ausschachten einer Bau­
grube mehr als üblich erschweren (BGHZ 44? 130, 137;
NJW 1966, 42, 43 links). Im vorliegenden Fall brauchten 
die Kläger auch nicht, wie das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum feststellt, damit zu rechnen, daß der Be­
klagte zu 1) die mit verhältnismäßig geringen Kosten 
verbundene abschnittsweise Ausschachtung oder die er­
forderlichen AbStützungsmaßnahmen nicht von sich aus 
noch rechtzeitig ergreifen würde, und zwar auch dann 
nicht, wenn ihnen selbst eine entsprechende baupolizei­
liche Auflage auf Grund der Zustandshaftung gemacht 
worden sein sollte,

2, a) Der Revisionskläger zu 2) hat die Verfahrens- 
rüge, die vorausgegangenen Beweisverhandlungen seien im 
Verhältnis zu ihm nicht im Y/ege des Urkundenbeweises 
benutzbar gewesen, aufgegeben, nachdem in der mündlichen 
Verhandlung über die Revision festgestellt worden war, 
daß er ausweislich, der Protokolle vom 1, April und 
50, November 1964 der Verwertung der im Beweissicbe- 
rungsverfahren angefallenen Akten durch das Landgericht 
und das Oberlandesgericht nicht widersprochen hat.

b) Als Anspruchsgrunülage des Ersatzanspruchs gegen



den Beklagten zu 2) zieht das Berufungsgericht zutref­
fend § 823 Abs«, 2 in Verbindung mit § 909 BGB heran.
Nach dieser Vorschrift darf ein Grundstück nicht in 
der Weise vertieft werden, daß der Boden des Nachbar­
grundstücks die erforderliche Stütze verlierts es sei 
denn5 daß für eine genügende anderweitige Befestigung 
gesorgt ist* Sie ist ein Gesetz zum Schutze des Nach­
barn und das Verbot trifft auch, den Architekten, der 
für den Bauherrn das Bauwerk ausfiibrt (LM BGB § 909 
Nr* 4 a)o Unter diesen Umständen bedarf e3 keiner Prü­
fung ? ob § 27 Abs» 2 BauQNVJ ein Schutzgesetz zugunsten 
des Nachbarn darstellt*

c) Gegenüber der Feststellung, daß die Ausschach­
tung im vorliegenden Fall Schäden am Hause der Kläger 
verursacht habe, erhebt die Revision verschiedene Rügen, 
jedoch ohne Erfolg* Bas Berufungsgericht hat festge­
stellt, keiner der Sachverständigen und Zeugen habe auch 
nur einen Anhaltspunkt dafür gegeben, daß es sich bei 
den schon vorhandenen Schäden um solche gehandelt habe, 
die die Standfestigkeit des Hauses auch, nur in geringster 
Y/eise beeinträchtigt hätten* Es ist nicht erkenntlich, 
daß das Berufungsgericht dabei beweiserheblichen Sach.- 
vortrag übersehen hätte, so insbesondere etwa die Aus­
sagen der Zeugen U o B H B  und MlHHsSOwie die Fest­
stellungen der Sachverständigen R H H I B  und 1 | B  nicht 
berücksichtigt hätte. Ber Beweisantritt mit dem Zeugnis 
des Dipl.-Ing* R f l B H B  {Schriftsatz vom 17» September 
1964 S* 2 in Verbindung mit dem Schriftsatz des Beklag­
ten zu 1) vom 22* November 1963) über die Baufalligkcit 
des Hauses steht mit den Feststellungen über die Ur­
sächlichkeit der Schachtarbeiten nicht in Y/iderspruch*
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Das Sachverständigengutachten des Oberbaurats a„D, K®l.- 
H  vom 8 » August 1963 beruht nicht auf der Annahme, 
daß die Baugrube in der vorderen rechten Ecke tatsäch­
lich 3350 m tief ausgehoben worden ist5 und es besteht 
daher auch kein Y/iderspruch zu dem wirklichen Ausgangs­
punkt des Gutachtens vom 28. Mai 1963 auf Seite 2 5 daß 
der Grund an dieser Stelle rund 1,25 m tief ausgehoben 
worden ist. Biese hervorgehobene Bemerkung war auch 
nur die Antwort auf die Frage 3 ob das Haus der Kläger 
einen versteckten Mangel gehabt habe. Bas Berufungs­
gericht hat seine Überzeugung zwar auch auf die all­
gemeine Lebenserfahrung gestützt, jedoch, nicht einen 
selchen Erfahrungssatz herangezogen, der die Gewißheit 
auf Grund des ersten Anscheins vermittelte. Bie Grund­
sätze über die Erschütterung des Anscheinsbeweises kom­
men daher nicht zur Anwendung.

d) Bas unzureichende Fundament des Hauses der Klä­
ger beschränkte die Pflicht des Beklagten zu 2) zur Ab­
stützung des benachbarten Bodens nicht. Erforderlich 
war die Stütze, deren der Boden des Nachbargrundstücks 
bedurfte, um den unzureichend gegründeten vorderen Teil 
des Hauses vor einer Schädigung infolge Nachgobens des 
Bodens zu schützen. Ber Senat hat nur für außergewöhn­
liche Ausnahmefälle eine Beteiligung des Nachbarn an 
den hierfür erforderlichen Kosten in Erwägung gezogen 
(vgl, die zitierten Urteile des Senats BGIiZ 44, 130,
137; NJW 1966, 42, 43)o Ein solcher Fall liegt nicht vor.

0 ) Ben Aussagen der sachverständigen Zeugen und den 
Erklärungen der Sachverständigen entnimmt das Berufungs­
gericht weiter, daß durch ein Unterfangen dos Hauses der 
Kläger dessen Beschädigung vermieden worden wäre; es
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lehnt die Erhebung weiteren Sacbverständigenbeweiscs 
über die gegenteilige Behauptung des Beklagten au 2) ab. 
Die Revision rügt diese Ablehnung zu Unrecht; die Zuzie­
hung eines weiteren Sachverständigen in diesem Punkt 
stand im pflichtraäßigon Ermessen des Tatrichters, Es 
ist nicht dargetan und nicht ersichtlich, daß das Beru­
fungsgericht bei der Würdigung des Beweisergebnisses 
seine Sachkunde überschritten hätte»

f) Die dem Beklagten zu 2) vorgeworfene Unterlas­
sung einer Bodenuntersuchung sei, meint die Revision, für 
den Schaden nicht ursächlich, gewesen« Der Beklagte zu 2) 
habe nämlich unter Beweis gestellt, daß seine Anordnung 
in diesem Punkt nur auf die unschädliche Ausschachtung 
bis zu 50 cm Tiefe ohne Anstich, des Lebmkegels gegangen 
sei und daß der Beklagte zu 1) in eigener Regie in der 
Zeit vom 5» bis 18« April 1963 durch. Anstechen des Lebm­
kegels die eigentliche Schadensursache gesetzt habe« Der 
Beklagte zu 1) hätte sich jedoch, in seinen Entschließun­
gen nicht durch das Ergebnis einer Bodenuntersuchung be­
einflussen lassen, wie 3icb. aus seinem Verhalten aiif den 
Warnbrief vom 22» Eebruar 1963, aus seinem weiteren Ver­
halten nach, dem Eintritt der ersten Schäden und schließ­
lich aus den Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen der 
Baubehörde ergebe; der Beklagte zu 1) habe sich auch 
nach, der Kündigung des Architektenvertrags, wissend, 
daß seine eigenmächtigen Anordnungen die Schadensur- 
sache gesetzt hätten, von weiteren Maßnahmen zur Ver­
größerung des Schadens nicht abbringen lassen» Der Be­
klagte zu 2 ) seinerseits habe sich, dagegen bei den ge­
gebenen Verhältnissen auf die fachgemäße Ausführung und 
Gründung de3 Hauses der Kläger verlassen können. Das Be­
rufungsgericht habe die Sorgfaltspflichten des Beklagten 
zu 2) als des bauleitenden Architekten überspannt.
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Auch diese Rügen sind nicht begründet, Ohne Rechty- 
irrtum hielt das Berufungsgericht die Nähe der Giebel- 
wand schon angesichts der vorgesehenen Tiefe der Bau­
grube als hinreichendes Kennzeichen für eine Gefährdung, 
deren Umfang durch nähere Untersuchungen hätte festige­
st eilt werden müssen. Das dadurch offenbar gewordene 
Ausmaß der Gefahr, hätte - so ist die vom Berufungsge­
richt festgestellte Ursächlichkeit der Unterlassung 
einer Bodenuntersuchung aufzufassen - den Beklagten zu 2) 
nicht nur zu der alsdann gebotenen Überwachung der Bau­
stelle, sondern insbesondere auch zu einem bestimmten 
Auftreten gegenüber den unmittelbar vom Beklagten zu i) 
eingesetzten Arbeitern veranlaßt. Bas Berufungsgericht 
geht davon aus, daß solche genaue Anweisungen bei genü­
gendem Nachdruck und richtiger Belehrung Erfolg gehabt 
batten,, Entgegen der Meinung der Revision läßt sich da­
gegen nichts zwingend daraus ableiten, daß der Beklagte 
zu 1) die Arbeiten hinter dem Rücken des Beklagten zu 2) 
vornehmen und später anderweitige schädigende Maßnahmen 
durchführen ließ. Unter diesen Umständen ist die Frage 
nach der Wirkung einer Niederlegung der Bauleitung ent­
scheidungsunerheblich.

Soweit die Revision die vom Berufungsgericht ge­
forderte Überwachungspflicht auch in der Zeit vom 3.. bis 
19- April angesichts der Anordnung nur nich.tgcfMorden­
der Arbeiten in der Felszonc während dieses Zeitraums 
für eine Überspannung seiner Pflicht hält, übersieht 
sie, daß das Berufungsgericht ein so weit gestecktes 
Ausmaß dieser Überwachungspflicht aus der ins Auge zu 
fassenden Gefahr ableitet, weitere Aussebachtungen 
könnten auch außerhalb der Pelszone vorgenommen werden. 
Aus Rechtsgründen ist dies nicht zu beanstanden. Auf
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die Hilfsbegründung, die das Berufungsgericht in diesem 
Zusammenhang auf Grund der nichtbeeidigten Aussagen des 
Zeugen Müller gibt, kommt es demnach nicht mehr an.

Letztlich stellt die Revision auch in Präge, daß 
bei Erteilung der notwendigen Anweisungen für die ange­
ordneten Sicherungsmaßnahmen durch den Beklagten zu 2) 
bereits der erste Sicherungsverbau (Samstag, den 20„ April) 
tragend und stabil ausgeführt worden wäre und damit die 
Bewegung des Hauses nicht erst am 25<> April 1963 zum 
Stillstand gebracht worden wäre, weil nämlich das Beru­
fungsgericht die rechtzeitige Absicherung nur "mit hoher 
Wahrscheinlichkeit” festgestellt habe und die Verzöge­
rung von 2 bis 3 Tagen zu kurz gewesen sei, um den be­
reits entstandenen Schaden zu vertiefen. Auf diese Präge 
kommt es hei der vorliegenden Entscheidung nicht an, 
weil es sich hier um die Beurteilung der Schadensent­
wicklung handelt. Im übrigen durfte das Gericht über 
diese Präge unter Würdigung aller Umstände nach freier 
Überzeugung entscheiden (§ 287 Abs, 1 ZPO),

3, Durch, das angefoch.tene Urteil ist festgestellt, 
daß auch, der Beklagte zu 2) in Gesamt3Ch.uldner.r3Chaft 
mit dem Beklagten zu 1) verpflichtet ist, den Klägern 
allen Schaden zu ersetzen, der durch, die Ausschachtung.'!- 
arbeiten beim Bauvorhaben des Beklagten zu 1) an dem 
Grundstück der Kläger entstanden ist oder in Zukunft 
noch entstehen wird. Das Berufungsgericht führt dazu 
aus; Beide Beklagten hafteten als Gesamtschuldner ge­
mäß §§ 830 Abs. 1 Satz 2, 840 Abs. 1 BGB, weil sie 
durch ihr fahrlässiges Verhalten für die Entstehung 
der Schäden eine Ursache gesetzt hätten, ohne daß fest- 
gestellt werden könne, inwieweit die Schäden durch das
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Verhalten des Beklagten au 1 ) oder aas des Beklagten 
zu 2) verursacht worden .seien. Die durch die unsachge­
mäße Ausschachtung am Hause der Kläger entstandenen 
Schäden? die im Sinne adäquater Kausalität schließlich 
zu dem Abriß des Giebels geführt hätten, habe auch der 
Beklagte zu 2) durch, sein fahrlässiges Verhalten mit- 
verursachto Nur über diese durch die Ausschachtung ver­
ursachten Schäden sei im Rahmen dieses Prozesses zu ent­
scheiden, Inwieweit besondere Unvorsichtigkeiten des Be­
klagten zu 2) - gemeint des Beklagten zu 1) - in spä­
terer Zeit zu einer Verschlimmerung dos Zustandes des 
Hauses geführt hätten., betreffe nur die Präge der Ver­
antwortlichkeit der Beklagten untereinander der Höhe nach.

Zutreffend weist die Revision darauf hin5 daß die 
im vorliegenden Prozeß festgestellten unerlaubten Hand­
lungen keine Beteiligung der beiden Beklagten an einer 
gerneinsebaftliehen Gefährdung i, S. des § 830 Abs, 1 
Satz 2 BGB darstellen, Bio Beklagten haben unabhängig 
voneinander jeder für sich, durch, pflichtwidrige Unter­
lassungen bei Schachtarbeiten die Ursache für noch nicht- 
näher bestimmte Schäden am Hause der Kläger gesetzt. Sie 
sind daher Nebentäter und haften für den Ersatz dieser 
Schäden nach § 840 Abs, 1 BGB als Gesamtschuldner,

Soweit die Revision in bezug auf die Abtragung dos 
Giebels noch darauf hinweist9 daß nach den Feststel­
lungen des Berufungsgerichts die Bewegung in dem Gebäude 
bereits am 25« April 1963 zum Stillstand gekommen sei 
und der Beklagte zu 2) jedenfalls nicht für die Folgen 
der wciteren9 nach der Niederlegung des Bauauftrags 
ergriffenen Maßnahmen des Beklagten zu 1) einzustohen 
habe? gilt folgendes; Aus dem Zusammenhang der Urteils-



gründe muß im Hinblick auf den Klagvortrag das Urteil 
dabin verstanden worden, daß die getroffene Feststellung 
nur für die Schäden gilt, die durch bestimmte Aussohach- 
tungsarbeiten verursacht wurden oder noch, werden, nämlich 
solche, die vor der tfiederlegung des Auftrags durch den 
Beklagten zu 2), also vor dem 3.5.1965 durchgeführt wur­
den. Da die Frage, welche Schäden durch die genannten 
Ausschachtungsarbeiten adäquat verursacht worden sind, 
nicht Gegenstand dieses Fest3tcllungsprozesses ist, ist 
auch nicht zu entscheiden, ob öio sich von solchen spä­
teren Beschädigungen des Hauses getrennt feststcllen las­
sen, die die Folgen späterer Maßnahmen des Beklagten zu '•) 
sind.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus §§ 97? 
100 Abs. 4 ZPO.

Dr. Augustin Mattem Hill
Offterdingcr Dr. Grell
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